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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Änderung des Straßengesetzes 

A .  Z i e l s e t z u n g

Gemäß dem Koalitionsvertrag zwischen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
CDU aus dem Jahr 2016 wird das Straßengesetz mit dem Ziel novelliert, Baden-
Württemberg zum Wegbereiter einer modernen und nachhaltigen Mobilität zu
machen. Straßen sollen klimafreundlicheren, die Verkehrssicherheit fördernden
und vernetzten Mobilitätskonzepten mehr Raum geben. Regelungen zu Rad-
schnellverbindungen und dem Carsharing bringen die Nutzung umweltfreund -
licher Verkehrsmittel im Bereich der öffentlichen Straßen weiter voran. Ein weite-
res wichtiges Ziel des Gesetzgebungsvorhabens ist die Verwaltungsvereinfachung. 

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Der Gesetzesentwurf schafft sowohl verbindliche Regelungen zur Baulast beim
Bau von Radschnellverbindungen als auch zum Carsharing. Mit einer Regelung
zur Übertragung der Zuständigkeit für das Aufstellen von Verkehrsschildern auf
Gemeinden werden Möglichkeiten zur Verwaltungsvereinfachung geschaffen.

C .  A l t e r n a t i v e n

Um die mit der Gesetzesänderung verfolgten Ziele zu erreichen, gibt es keine Al-
ternativen.

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Den öffentlichen Haushalten entsteht durch die Gesetzesänderung kein unmittel-
barer personeller oder sachlicher Mehraufwand.

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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E .  E r f ü l l u n g s a u f w a n d

Den Bürgerinnen und Bürgern entsteht durch die Gesetzesänderung kein Erfül-
lungsaufwand. Der Wirtschaft entsteht ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand von 
40 282 Euro, davon ein jährlicher Aufwand von 11 999 Euro und ein einmaliger
Aufwand von 28 283 Euro. Der Erfüllungsaufwand der Verwaltung beläuft sich
auf insgesamt 188 979 Euro, dabei ist der jährliche Aufwand mit – 6 742 Euro, der
einmalige Aufwand mit 195 721 Euro zu verbuchen. Davon unberücksichtigt
bleibt die Möglichkeit der Verwaltung, Sondernutzungsgebühren für Carsharing
zu erheben.

F .  N a c h h a l t i g k e i t s c h e c k

Die im Gesetzesentwurf vorgesehenen Regelungen haben durchweg positive Aus-
wirkungen auf die im Nachhaltigkeitscheck untersuchten Themenschwerpunkte.

G .  S o n s t i g e  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.
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Staatsministerium                                                    Stuttgart, 27. November 2018
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

als Anlage übersende ich Ihnen gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des
Landes Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Gesetz-
entwurf zur Änderung des Straßengesetzes Baden-Württemberg. Ich bitte Sie, die
Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen. Die Zuständigkeit liegt beim Mi-
nisterium für Verkehr.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Gesetz zur Änderung 
des Straßengesetzes 

Artikel 1

Änderung des Straßengesetzes

Das Straßengesetz in der Fassung vom 11. Mai 1992
(GBl. S. 330, ber. S. 683), das zuletzt durch Artikel 67
der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 107)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

    a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

        „(1) Die Straßen werden nach ihrer Verkehrsbe-
deutung in folgende Gruppen eingeteilt:

        1. Landesstraßen; das sind

        a) Straßen, die untereinander oder zusammen
mit Bundesfernstraßen ein Verkehrsnetz bil-
den und vorwiegend dem durchgehenden
Verkehr innerhalb des Landes dienen oder zu
dienen bestimmt sind, sowie

        b) Radschnellverbindungen, die eine regionale
oder überregionale Verbindungsfunktion er-
füllen und für die eine der Verkehrsbedeutung
entsprechende Verkehrsnachfrage insbesonde-
re im Alltagsradverkehr gegeben oder zu er-
warten ist,

        2. Kreisstraßen; das sind

        a) Straßen, die vorwiegend dem überörtlichen
Verkehr zwischen benachbarten Kreisen oder
innerhalb eines Kreises dienen oder zu die-
nen bestimmt sind, ferner die für den An-
schluss einer Gemeinde an überörtliche Ver-
kehrswege erforderlichen Straßen, sowie

        b) Radschnellverbindungen, die eine nahräumi-
ge und gemeindeübergreifende Verbindungs-
funktion erfüllen und für die eine der Ver-
kehrsbedeutung entsprechende Verkehrsnach -
frage insbesondere im Alltagsradverkehr ge-
geben oder zu erwarten ist,

        3. Gemeindestraßen; das sind

        a) Straßen, die vorwiegend dem Verkehr zwi-
schen benachbarten Gemeinden oder inner-
halb der Gemeinden dienen oder zu dienen
bestimmt sind, sowie
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        b) Radschnellverbindungen, soweit sie nicht
Landes- oder Kreisstraßen gemäß Nummer 1
Buchstabe b oder Nummer 2 Buchstabe b
sind.“

    b)  Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe b wird wie folgt ge-
fasst:

        „Radwege, soweit sie nicht Bestandteil einer ande-
ren öffentlichen Straße oder einer Radschnellver-
bindung gemäß Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b
oder Nummer 2 Buchstabe b sind.“

2. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt:

                                            „§ 16 a

                      Sondernutzung durch Carsharing

    (1) Die ausschließliche Nutzung einer Fläche durch
einen oder mehrere Carsharinganbieter gilt als Son-
dernutzung, für die nach Maßgabe der folgenden Ab -
sätze eine Sondernutzungserlaubnis erteilt werden kann.

    (2) Im Sinne dieser Vorschrift ist

    1.  ein Carsharingfahrzeug ein Kraftfahrzeug, das ei-
ner unbestimmten Anzahl von Personen auf der
Grundlage einer Rahmenvereinbarung und einem
die Energiekosten mit einschließenden Zeit- oder
Kilometertarif oder Mischformen solcher Tarife
angeboten und selbstständig reserviert und genutzt
werden kann,

    2.  ein Carsharinganbieter eine Rechtsperson unabhän-
gig von ihrer Rechtsform, die Carsharingfahrzeuge
stationsunabhängig oder stationsbasiert zur Nut-
zung für eine unbestimmte Anzahl von Personen
nach allgemeinen Kriterien anbietet, wobei Misch-
formen der Angebotsmodelle möglich sind.

    (3) Für die Sondernutzung im Sinne des Absatzes 1
können geeignete Flächen einer Ortsdurchfahrt im Zu-
ge einer Landes- oder Kreisstraße sowie an Gemein-
destraßen bestimmt werden. Die Flächen sind so zu
bestimmen, dass die Funktion der Landes-, Kreis-
oder Gemeindestraße und die Belange des öffent -
lichen Personennahverkehrs nicht beeinträchtigt wer-
den sowie die Anforderungen an die Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs gewahrt sind.

    (4) Die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis hat in
einem diskriminierungsfreien und transparenten Aus-
wahlverfahren zu erfolgen, das öffentlich bekannt zu
machen ist. Die Teilnahme am Auswahlverfahren
kann von bestimmten Anforderungen abhängig ge-
macht werden. Ferner ist festzulegen, wie verfahren
wird, wenn pro Fläche mehr als ein Carsharinganbie-
ter einen Antrag auf Sondernutzungserlaubnis stellt. 

    (5) Die Informationen über das vorgesehene Auswahl-
verfahren sind ortsüblich bekannt zu machen. Die Be-
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kanntmachung muss alle für die Teilnahme an dem
Auswahlverfahren erforderlichen Informationen ent-
halten, insbesondere Informationen über den vorge -
sehenen Ablauf des Auswahlverfahrens, mögliche
Anforderungen an die zu erbringende Leistung sowie
die Mitteilung über die Vorgehensweise hinsichtlich
der Auswahl der Carsharinganbieter, wenn pro Fläche
mehr als ein Carsharinganbieter einen Antrag auf Son-
dernutzungserlaubnis stellt. Die Bekanntmachung muss
zudem die vorgesehene Dauer der Sondernutzung ent-
halten. 

    (6) Die Sondernutzungserlaubnis kann auch mit Auf-
lagen zur Verminderung oder Vermeidung von Um-
weltbelastungen durch Carsharingfahrzeuge versehen
werden. Sie ist befristet auf längstens acht Jahre zu er-
teilen. Nach Ablauf der Geltungsdauer der Sondernut-
zungserlaubnis ist eine Verlängerung oder Neuertei-
lung nur nach Durchführung eines erneuten Auswahl-
verfahrens nach Absatz 4 möglich. Die Sondernut-
zungserlaubnis ist zu widerrufen, wenn der Carsharing -
anbieter die auf Grund von Absatz 5 Satz 2 formulier-
ten Anforderungen nicht mehr erfüllt.

    (7) Eine nach den vorstehenden Absätzen erteilte Son-
dernutzungserlaubnis kann auch die Befugnis ver -
leihen, dass die oder der Sondernutzungsberechtigte
geeignete bauliche Vorrichtungen für das Sperren der
Fläche für Nichtbevorrechtigte anbringen kann. Die
oder der Sondernutzungsberechtigte hat sich bei dem
Anbringen geeigneter Fachunternehmen zu bedienen.

    (8) § 8 Absatz 1 Satz 1 und 6 und Absatz 2, 2 a und 3
des Bundesfernstraßengesetzes gelten entsprechend.

    (9) Gemeinden können die Voraussetzungen für sowie
Art und Umfang der Sondernutzung im Rahmen des
Carsharing nach Maßgabe dieser Vorschrift durch
Satzung regeln.“

3. § 22 wird wie folgt geändert:

    a)  In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird nach Buchstabe b
folgender Buchstabe c eingefügt:

        „c) längs von Radschnellverbindungen in einer Ent-
fernung bis zu fünf Meter,“

    b)  Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

        „1. bauliche Anlagen

        a) längs der Landesstraßen in einer Entfernung
bis zu 40 Meter,

        b) längs der Kreisstraßen in einer Entfernung
bis zu 30 Meter,

        c) längs von Radschnellverbindungen in der
Baulast des Landes oder eines Kreises in ei-
ner Entfernung bis zu 10 Meter

        in den Fällen der Buchstaben a und b jeweils
vom äußeren Rand der befestigten, für den
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Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn so -
wie im Fall des Buchstaben c vom äußeren
Rand der befestigten Fahrbahn gemessen, er-
richtet, erheblich geändert oder anders genutzt
werden sollen,“

    c)  In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „§ 2 Abs. 8
der Landesbauordnung“ durch die Wörter „§ 2 Ab-
satz 9 der Landesbauordnung“ ersetzt.

4. In § 32 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „§ 31 des
Wasserhaushaltsgesetzes“ durch die Wörter „§ 67 des
Wasserhaushaltsgesetzes“ ersetzt.

5. § 37 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

    a)  In Satz 1 werden die Wörter „Landesgesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung“ durch die Wörter
„Umweltverwaltungsgesetz (UVwG)“ ersetzt.

    b)  In Satz 2 werden die Wörter „§ 3 a des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung“ durch „§ 5
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung“ sowie „§ 2 Abs. 1 Nr. 3 des Landesgesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung“ durch „§ 7
Absatz 3 UVwG“ ersetzt.

6. In § 38 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Landesge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung“ durch
das Wort „Umweltverwaltungsgesetz“ ersetzt.

7. § 51 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

    a)  Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a) einge-
fügt:

        „1.a) Unterhaltung von Maßnahmen nach den §§ 15
Absatz 4, 30 Absatz 3, 34 Absatz 5, 44 Ab-
satz 5 Satz 2 und 45 Absatz 7 Satz 2 des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sowie von
Maßnahmen nach § 15 Absatz 1 BNatSchG 
in Verbindung mit § 15 Absatz 3 des Natur-
schutzgesetzes,“ 

    b)  Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 einge-
fügt:

        „4. Werden Verkehrszeichen oder Verkehrsein-
richtungen für eine Veranstaltung nach § 29
Absatz 2 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO)
durch die Straßenverkehrsbehörde angeordnet,
kann die untere Straßenbaubehörde abweichend
von Absatz 2 Nummer 3 der Gemeinde, in der
die Veranstaltung stattfindet, mit deren Einver-
ständnis die Zuständigkeit für die Beschaffung,
Anbringung, Unterhaltung und Entfernung so-
wie für den Betrieb der Verkehrs zeichen und
Verkehrseinrichtungen im Sinne des § 45 Ab-
satz 5 Satz 1 StVO übertragen.“

    c)  Die bisherigen Nummern 4 bis 6 werden die Num-
mern 5 bis 7.
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8. § 53 c wird wie folgt gefasst:

    „Für Entscheidungen und Maßnahmen bei der Benut-
zung von Straßen nach dem Abschnitt 3, Unterab-
schnitt 1 des Telekommunikationsgesetzes sind die
Straßenbaubehörden nach § 50 Absatz 3 und § 53 b
Absatz 2 Satz 1 zuständig. § 50 Absatz 5 bleibt un-
berührt.“

9. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung

Im Koalitionsvertrag zwischen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der CDU aus
dem Jahr 2016 hat sich die Landesregierung zum Ziel gesetzt, Baden-Württem-
berg zum Wegbereiter einer modernen und nachhaltigen Mobilität der Zukunft zu
machen. Um dieses Ziel zu erreichen, werden die Konzeption und Umsetzung
von Radschnellverbindungen ausdrücklich unterstützt. Sie besitzen ein großes 
Potenzial, die Hauptverkehrsachsen auf Straße und Schiene zu entlasten. Rad-
schnellverbindungen sollen den Radverkehr auf regional und interkommunal
bedeut samen Pendlerachsen auch für längere Distanzen attraktiv machen und so-
mit einen wichtigen Beitrag zu Luftreinhaltung, Stauvermeidung, Klimaschutz
und Gesundheitsförderung leisten. Nach der Novellierung des Bundesfernstraßen-
gesetzes, das nun die finanzielle Förderung von Radschnellwegen in der Baulast-
trägerschaft der Länder, Kreise und Gemeinden ermöglicht, muss das Landesrecht
entsprechend angepasst werden, damit eine umfassende Teilhabe am Förderpro-
gramm gewährleistet ist.

Auch das Carsharing leistet einen wichtigen Beitrag für die nachhaltige Mobilität,
indem es durch die Minderung des Individualverkehrs den öffentlichen Straßen-
raum entlastet. Durch die Auswahl bestimmter Flächen für Carsharing, z. B. in
unmittelbarer Nähe zu ÖPNV-Haltestellen, wird die Vernetzung mit anderen Ver-
kehrsträgern erleichtert und so eine Lücke im Umweltverbund geschlossen. Durch
die Ermöglichung von Carsharing mit Elektrofahrzeugen wird zudem die E-Mo-
bilität gefördert, was gerade vor dem Hintergrund der hohen Schadstoffbelastung
der Luft in einigen Städten im Land ein wichtiger Schritt in Richtung Nutzung
von emissionsarmen Fahrzeugen und regenerativen Energiequellen darstellt.

Das Gesetzgebungsvorhaben soll zudem der Verwaltungsvereinfachung dienen.
Zum 1. April 2013 ist mit dem Streichen des § 45 Absatz 5 Satz 3 Straßenver-
kehrs-Ordnung (StVO) die Möglichkeit entfallen, Gemeinden mit deren Einver-
nehmen die Verpflichtung des Straßenbaulastträgers zur Beschaffung, Anbrin-
gung, Unterhaltung und Entfernung von Verkehrszeichen und Verkehrseinrich-
tungen bei Veranstaltungen nach § 29 Absatz 2 StVO zu übertragen. Diese Über-
tragungsmöglichkeit war in der Praxis schon auf Grund der Vielzahl von Veran-
staltungen wie zum Beispiel Straßen- und Quartiersfeste, Vereinsfeste, Sport oder
Fasnetveranstaltungen etc. sehr hilfreich, da die Beschilderung gerade an Wochen-
enden ortsnah und gegebenenfalls unter Beteiligung der jeweiligen Vereine erfol-
gen konnte. Ohne die Gesetzesänderung liegt die Zuständigkeit für die Beschaf-
fung, Anbringung, Unterhaltung und Entfernung von Verkehrszeichen und Ver-
kehrseinrichtungen bei den unteren Straßenbaubehörden, die diese Aufgabe auf
Grund der hohen Anzahl der Veranstaltungen aus organisatorischen und personel-
len Gründen nicht ohne Einschränkungen wahrnehmen können. Nach der derzeiti-
gen Rechtslage kann den Kommunen diese Aufgabe zwar für den Einzelfall über-
tragen werden, dies bringt jedoch einen großen Verwaltungsaufwand mit sich.
Mit der Regelung soll die Aufgabe erneut auf jene übertragen werden können, die
sie bis zur Änderung der StVO im Jahr 2013 wahrgenommen haben und die auf
Grund ihrer Kenntnisse über die jeweilige Lage vor Ort dafür geeignet sind. Dies
ist auch vor dem Hintergrund, dass Veranstaltungen gemäß § 29 Absatz 2 StVO
häufig zumindest auch im Interesse der Gemeinden stattfinden, sachgemäß.

II. Inhalt

Der Begriff der Radschnellverbindungen wird in das Straßengesetz aufgenommen
und es wird bestimmt, dass die Radschnellverbindungen je nach ihrer Verbin-
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dungsfunktion sowie ihrer Verkehrsbedeutung entweder als Landes-, Kreis- oder
Gemeindestraße eingestuft sind.

Der Bund hat mit dem Carsharinggesetz vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2230) eine
Regelung über die Sondernutzung im Rahmen von Carsharing an Bundesfern-
straßen innerhalb von Ortsdurchfahrten erlassen. Mangels Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes ist dieses Gesetz nicht für Sondernutzungen an Landes-, Kreis-
und Gemeindestraßen anwendbar. Daher muss für Ortsdurchfahrten an Landes-
und Kreisstraßen sowie für Gemeindestraßen eine eigene Rechtsgrundlage für die
Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen zu Gunsten von Carsharingunterneh-
men geschaffen werden. Dabei wird den Kommunen die Möglichkeit eingeräumt,
im Rahmen einer Satzung Art und Umfang von Carsharing zu gestalten. 

Den Gemeinden kann künftig erneut mit deren Einvernehmen die Zuständigkeit
zum Aufstellen von Verkehrszeichen und -einrichtungen für Veranstaltungen, bei
denen die Straßen mehr als verkehrsüblich in Anspruch genommen werden, wie
zum Beispiel Dorf- und Quartierfeste, Sportveranstaltungen oder Fasnetumzüge,
übertragen werden.

Weitere Änderungen sind redaktioneller Art oder dienen der Klarstellung, ohne
dass dadurch eine neue Regelungswirkung entsteht.

III. Alternativen

Um den Zweck der Gesetzesänderung zu erreichen, gibt es keine Alternativen.
Insbesondere die Aufnahme der Radschnellverbindungen und des Carsharings als
Aufgaben in das Gesetz sind die einzige Möglichkeit, die mit den Aufgaben ver-
bundenen Ziele der Landesregierung zu erreichen.

IV. Kosten für die öffentlichen Haushalte

Durch die Definition der Radschnellverbindungen und damit verbunden der Fest-
legung der Baulastträgerschaft des Landes und der Kreise für Radschnellverbin-
dungen jeweils nach einer bestimmten Verbindungs- und Verkehrsfunktion ent-
stehen den öffentlichen Haushalten keine neuen Kosten. Denn derzeit gibt es im
Land keine Radwege, die nach Verabschiedung des Gesetzes kraft Gesetzes in die
Baulastträgerschaft des Landes oder eines Kreises übergehen werden. Da das Ge-
setz selbst auch keine Verpflichtung zur Planung und zum Bau von Radschnell-
verbindungen enthält, entstehen auch künftig aus der Änderung des Gesetzes kei-
ne Kosten.

Für die Gemeinden entstehen durch die Gesetzesänderung keine unmittelbaren
Kosten, da den Kommunen keine verpflichtenden Aufgaben übertragen werden.

V. Erfüllungsaufwand

1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger, es
entsteht ihnen daher kein Erfüllungsaufwand.

2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

2.1 Einmaliger Erfüllungsaufwand

Für die Wirtschaft entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von 28 283
Euro für Carsharinganbieter durch die notwendigen Prozessumstellungen und
Schulungen der Mitarbeiter im Zuge des neuen Verfahrens für die Vergabe von
Stellflächen gemäß § 16 a Absatz 4 StrG. 
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Der Erfüllungsaufwand berechnet sich wie folgt:

Derzeit sind in Baden-Württemberg 41 Carsharinganbieter aktiv. Darüber hinaus
wird angenommen, dass pro Jahr im Durchschnitt etwa ein neuer Carsharinganbie-
ter aktiv wird. Bei einer Betrachtung über acht Jahre entspricht dies acht neuen
Carsharinganbietern. Den Berechnungen zur Ermittlung des Erfüllungsaufwandes
für die einmaligen Prozessumstellungen und Schulungen wird daher eine Fallzahl
von 49 Unternehmen (41 + 8 = 49) zu Grunde gelegt. Im Mittel werden pro Anbie-
ter drei Beschäftigte mit den Auswahlverfahren beschäftigt und an der Erarbeitung
der Prozessabläufe beteiligt. Zudem müssen diese Beschäftigten geschult und ein-
gearbeitet werden. Dabei ergibt sich für die Prozessumstellung einmalig ein Auf-
wand von drei Stunden je beteiligter Person. Insgesamt liegt der Aufwand für die
Prozessumstellung bei neun Stunden je Unternehmen (3 Mitarbeiter * 3 Stunden =
9 Stunden). Für den Schulungsaufwand wird von einem Bedarf von einer Stunde
pro Mitarbeiter angegeben. Es errechnet sich somit ein Schulungsaufwand pro Un-
ternehmen von insgesamt drei Stunden (3 Mitarbeiter * 1 Stunde = 3 Stunden).

Für die Tätigkeit werden Mitarbeiter mit hohem Qualifikationsniveau eingesetzt.
Entsprechend dem „Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsauf-
wands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung“ (Leitfaden EA) wird der
Stundensatz von 48,10 Euro für das hohe Qualifikationsniveau zu Grunde gelegt.

Der Aufwand für Prozessumstellungen beläuft sich daher auf 49 * 9 * 48,10 Euro
= 21 212 Euro, der Aufwand für Schulungen auf 49 * 3 * 48,10 Euro = 7 071 Euro
und damit der einmalige Erfüllungsaufwand für Carsharingunternehmen auf 
28 283 Euro.

2.2 Jährlicher Erfüllungsaufwand

2.2.1 Teilnahme an Auswahlverfahren

Der Wirtschaft entsteht durch die Teilnahme an Auswahlverfahren für Carsharing-
stellplätze im öffentlichen Raum ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 9 899 Euro.

In allen 23 Kommunen mit mehr als 50 000 Einwohnern besteht bereits ein Ange-
bot zu stationsbasiertem Carsharing. Darüber hinaus wird stationsbasiertes Car -
sharing in 184 Kommunen unter 50 000 Einwohnern angeboten. Es wird davon
ausgegangen, dass 80 Prozent der 23 Kommunen mit über 50 000 Einwohnern in
den kommenden acht Jahren jeweils sechs Auswahlverfahren durchführen wer-
den. Dies entspricht 108 Auswahlverfahren insgesamt (23 * 0,8 * 6 ≈ 108). Das
sind pro Jahr 14 Auswahlverfahren (108 / 8 ≈ 14). Bei den Kommunen unter 
50 000 Einwohnern wird angenommen, dass in einem Zeitraum von acht Jahren et-
wa 25 Prozent der 184 Kommunen ein Auswahlverfahren durchführen. Dies ent-
spricht 46 Auswahlverfahren im Beobachtungszeitraum und demzufolge sechs
(46 / 8 ≈ 6) pro Jahr. Zusammengefasst werden somit bei den Kommunen, in de-
nen bereits stationsbasiertes Carsharing angeboten wird, in den nächsten acht Jah-
ren voraussichtlich 20 Auswahlverfahren pro Jahr stattfinden. Auch Kommunen,
in denen bisher kein stationsbasiertes Carsharing existiert, können erstmalig öf-
fentliche Flächen über ein Auswahlverfahren vergeben. Da bereits in allen Kom-
munen mit mehr als 50 000 Einwohnern ein entsprechendes Angebot besteht, er-
folgt der Zuwachs ausschließlich bei Kommunen mit weniger Einwohnern. Da
diese jedoch tendenziell unattraktiver für kommerzielle Anbieter sind und Carsha-
ring in Baden-Württemberg vergleichsweise weit verbreitet ist, wird von einem
Zuwachspotenzial von rund fünf Prozent für die kommenden Jahre ausgegangen.
Dies bedeutet, dass von den derzeit 894 Kommunen ohne Carsharing in den näch-
sten acht Jahren 45 erstmals Carsharing-Angebote haben werden. Es wird davon
ausgegangen, dass von diesen Kommunen ebenfalls 25 Prozent, also elf Kommu-
nen, im Beobachtungszeitraum jeweils ein Auswahlverfahren durchführen. Das
heißt, es kann zukünftig von jährlich rund einem Auswahlverfahren bei Kommu-
nen, die bisher kein Car sharing-Angebot haben, ausgegangen werden (11 / 8 ≈ 1).
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Es ergeben sich somit insgesamt über einen Zeitraum von acht Jahren rund 
168 durchzuführende Auswahlverfahren.

Dies bedeutet, dass im Durchschnitt von 21 Auswahlverfahren pro Jahr auszu -
gehen ist (168 / 8 ≈ 21). Es wird davon ausgegangen, dass sich durchschnittlich
zwei Carsharinganbieter an einem Auswahlverfahren beteiligen. Für die Fallzahl
ergibt sich somit ein Wert von 42 (21 * 2 = 42). Für eine Teilnahme am Auswahl-
verfahren sind ungefähr fünf Stunden zu veranschlagen. Für die Tätigkeit werden
Mitarbeiter mit hohem Qualifikationsniveau eingesetzt, das entspricht einem
Stundensatz von 48,10 Euro (vgl. 2.1).

Der Aufwand für das Auswahlverfahren beläuft sich daher auf 42 * 5 * 48,10 Eu-
ro = 10 101 Euro. Dieser Betrag wird um zwei Prozent auf 9 899 Euro verringert,
um die Teilnahme an Auswahlverfahren für Carsharing an Bundesstraßen heraus-
zurechnen. (Bei der Einführung des Carsharinggesetzes des Bundes wurde analog
verfahren, das heißt es wurden für den Erfüllungsaufwand für das Auswahlver-
fahren nur zwei Prozent der ermittelten Kosten ausgewiesen).

2.2.2 Sperren von Stellflächen

Der Wirtschaft entsteht durch die Einrichtung von Sperrvorrichtungen an Car -
sharingstationen ein jährlicher Aufwand von 2 100 Euro.

Da eine Sperrung die Nutzung der Flächen für die Bevorrechtigten erschweren
würde, wird davon ausgegangen, dass von der Befugnis selten Gebrauch gemacht
wird. Wie bereits dargelegt (vgl. 2.2.1), wird von jährlich 21 Auswahlverfahren
ausgegangen. 14 davon werden in Kommunen mit mehr als 50 000 Einwohnern
durchgeführt. Es wird angenommen, dass in diesen Kommunen jeweils drei
Flächen pro Auswahlverfahren vergeben werden. In den Kommunen kleiner 
50 000 Einwohner wird voraussichtlich auf Grund des geringeren Bedarfs nur je-
weils eine Fläche pro Auswahlverfahren vergeben. Es ergeben sich somit 49 Sta-
tionen ([14 * 3] + [7 * 1] = 49), welche pro Jahr über ein Auswahlverfahren ver-
geben werden. Es wird angenommen, dass lediglich bei einer vergebenen Fläche
pro Jahr bauliche Vorrichtungen zum Sperren angebracht werden. Da sich diese
Flächen im öffentlichen Straßenraum befinden, ist es unwahrscheinlich, dass alle
Stellplätze einer Station mit einer einzigen baulichen Vorrichtung gesperrt wer-
den können. Demzufolge muss für jeden Stellplatz eine eigene entsprechende
Vorrichtung angebracht werden. Die Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass Sta-
tionen zum Großteil zwischen zwei bis vier Stellplätze umfassen. Ausgehend vom
Mittelwert sind demzufolge an drei Stellplätzen pro Jahr bauliche Vorrichtungen
zur Sperrung anzubringen.

Der Carsharinganbieter hat sich bei dem Anbringen geeigneter Fachunternehmen
zu bedienen. Die Kosten hierfür liegen bei rund 700 Euro je Stellplatz.

Der Aufwand für das Sperren von Flächen beläuft sich damit auf 3 * 700 Euro = 
2 100 Euro.

2.2.3 Sondernutzungsgebühren für Stellflächen

Durch die Erhebung von Sondernutzungsgebühren fällt bei der Wirtschaft kein
Erfüllungsaufwand an. Es wird davon ausgegangen, dass sich auf Seiten der Car -
sharinganbieter auch bei Erhebung von Gebühren keine Änderungen im Aufwand
ergeben, da die Carsharinganbieter, sollten sie keine öffentlichen Flächen im Rah-
men einer Sondernutzung für Carsharing erhalten, weiterhin Flächen anmieten
würden. So würde für die Carsharinganbieter Miete in ungefähr gleicher Höhe
wie zu erwartende Sondernutzungsgebühren anfallen.
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3. Erfüllungsaufwand für die Verwaltung – Landesebene

3.1 Einmaliger Erfüllungsaufwand

Für die Verwaltung fällt auf Landesebene kein einmaliger Erfüllungsaufwand an.

3.2 Jährlicher Erfüllungsaufwand

Im Rahmen der Regelung zu Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen fällt
der Verwaltung auf Landesebene ein Erfüllungsaufwand in Höhe von –712 742
Euro an. 

Vom Regelungsvorhaben betroffen sind die Ortsdurchfahrten aller Kommunen
mit unter 30 000 Einwohnern, dies entspricht 1 045 Kommunen. Ferner sind die
Ortsdurchfahrten an Bundesstraßen in Kommunen zwischen 30 000 und 80 000
Einwohnern betroffen. Ein genauer Wert für die Anzahl der letztgenannten Bun-
desstraßen liegt nicht vor. Insgesamt gibt es in dieser Gemeindegrößenklasse 
41 Kommunen (ohne Stadtkreise). Es wird davon ausgegangen, dass 75 Prozent
dieser Kommunen Ortsdurchfahrten an Bundesstraßen haben (circa 31 Kommu-
nen). Insgesamt ergeben sich daraus 1 076 vom Regelungsvorhaben möglicher-
weise betroffene Kommunen. Pro Kommune finden circa drei Veranstaltungen
pro Jahr statt, für die von der Regelung erfasst würden. Dies entspricht 1 076
Kommunen mit insgesamt 3 228 Veranstaltungen.

Der Zeitaufwand für die Beschilderung liegt zwischen einer und acht Stunden pro
Veranstaltung. Als Mittel werden für die Ermittlung des Erfüllungsaufwandes
vier Stunden pro Fall angenommen. Im Schnitt sind zwei Mitarbeiter der Land-
kreise beteiligt. Es ergibt sich daher ein durchschnittlicher Zeitaufwand für die
Beschilderung in Höhe von insgesamt acht Stunden (2 Mitarbeiter * 4 Stunden =
8 Stunden/Fall). Da die Zuständigkeiten für die Beschilderung von den Landkrei-
sen an die Kommunen übertragen werden, handelt es sich bei den ermittelten acht
Stunden pro Veranstaltung um eine Entlastung der Landkreise. Die Beschilderung
ist überwiegend Aufgabe von Personen im einfachen Dienst der Landkreise (Leit-
faden EA: 27,60 Euro).

Der Erfüllungsaufwand beläuft sich daher auf 3 228 * –8 * 27,60 Euro = 
–712 742 Euro.

4. Erfüllungsaufwand für die Verwaltung – kommunale Ebene

4.1 Einmaliger Erfüllungsaufwand

4.1.1 Auswahlverfahren von Stellflächen für Carsharing

Bei den Kommunen fällt ein einmaliger Erfüllungsaufwand durch den Zeit- und
Sachaufwand für Verfahrensanpassungen und Schulungen der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter bei der Einführung des Auswahlverfahrens für Stellflächen für
Carsharing in Höhe von 182 715 Euro an.

Wie unter 2.2.1 beschrieben, werden in den kommenden acht Jahren ungefähr 
75 Kommunen ein Auswahlverfahren durchführen. Für die Prozessumstellung
wird ungefähr eine Woche (40 Stunden) pro Kommune veranschlagt. Der Zeitbe-
darf für die Schulungen beträgt voraussichtlich vier Stunden pro Kommune. Es
werden durchschnittlich drei Mitarbeiter geschult. Der Zeitaufwand beträgt dem-
nach zwölf Stunden je Kommune (3 * 4 Stunden). Für die Berechnungen wird ein
mittlerer Stundensatz mit den Anteilen 75 Prozent gehobener Dienst und 25 Pro-
zent höherer Dienst angenommen (Leitfaden EA: [42,30 * 0,75] + [60,50 * 0,25]
= 46,85 Euro/Stunde).

Der einmalige Erfüllungsaufwand für Kommunen für das Aufstellen von Ver-
kehrsschildern unter anderem beläuft sich damit auf (75 * 40 * 46,85 Euro =



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 5279

14

140 550 Euro [Prozess umstellung]) + (75 * 12 * 46,85 Euro = 42 165 Euro [Schu-
lung]) = 182 715 Euro. 

4.1.2 Satzungsbefugnis für Carsharing

Der Erfüllungsaufwand der Kommunen für den Erlass von Satzungen zum Car -
sharing beläuft sich auf 12 986 Euro.

Da die Erarbeitung und der Erlass von speziellen Carsharing-Satzungen nur für
Kommunen interessant sind, die regelmäßig Auswahlverfahren durchführen wer-
den, ist davon auszugehen, dass nur die großen Kommunen im Land eine solche
Satzung verabschieden werden. Derzeit gibt es in Baden-Württemberg neun Städ-
te mit über 100 000 Einwohnern. Eine dieser Kommunen hat bereits eine Satzung
zum Carsharing. Es wird daher davon ausgegangen, dass acht Kommunen in den
kommenden Jahren Satzungen zum Regelungsbereich erarbeiten werden.

Zeitaufwand der Kommune wird mit 18 Stunden pro Satzung angesetzt, dabei fal-
len 16 Stunden für die Erstellung und die Abstimmung des Entwurfs und je eine
Stunde für die Vorbereitung der Ausschuss- und Gemeinderatssitzungen sowie
für die Veröffentlichung an. Für die Berechnungen wird ein mittlerer Stundensatz
mit den Anteilen 75 Prozent gehobener Dienst und 25 Prozent höherer Dienst an-
genommen (Leitfaden EA: [42,30 * 0,75] + [60,50 * 0,25] = 46,85 Euro/Stunde).

Sachkosten (Satzungen Sitzungen Gemeinderäte): Es wird von einem Zeitauf-
wand von ungefähr eineinhalb Stunden für die Gemeinderatsbefassung ausgegan-
gen. Entsprechend der Gemeindeordnung Baden-Württemberg gibt es in den neun
größten Kommunen in Baden-Württemberg 412 Gemeinderäte. Geht man von ei-
ner Anwesenheitsquote von 95 Prozent aus, ergibt sich eine Zahl von 391 in den
Sitzungen anwesende Gemeinderäte. Dies entspricht durchschnittlich 43 Gemein-
deräten pro Kommune.

Der Zeitaufwand der Gemeinderäte beträgt demnach rund 65 Stunden pro Kom-
mune und Satzung (43 Gemeinderäte * 1,5 Stunden = 65 Stunden). Die Gemein-
deräte erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Gemeinderates ein Sit-
zungsgeld beziehungsweise eine Aufwandsentschädigung. Entsprechend den Sat-
zungen der neun größten Kommunen in Baden-Württemberg erhalten die Sit-
zungsteilnehmer im Durchschnitt circa zwölf Euro pro Stunde. Dies ergibt für die
Beratung und Beschluss fassung einer Satzung einen Aufwand in Höhe von 780 Eu-
ro (64 * 12 = 780) pro Kommune und Satzung. Da es sich bei den Sitzungsgel-
dern nicht um Lohnkosten handelt, werden die Aufwandsentschädigungen für Sit-
zungen der Gemeinderäte als Sachkosten der Kommunen abgebildet.

Den Kommunen entsteht durch die Satzungsermächtigung ein Erfüllungsaufwand
von (8 * 18 * 46,85 Euro ≈ 6 746 Euro [Verwaltungskosten]) + (8 * 780 Euro =
6 240 Euro [Sachkosten]) ≈ 12 986 Euro.

4.2 Jährlicher Erfüllungsaufwand

4.2.1 Bestimmung von Sondernutzungsflächen

Wie unter 2.2.1 erläutert, wird davon ausgegangen, dass jährlich 49 Stationen für
Carsharing in Baden-Württemberg neu eingerichtet werden. Dabei werden 42 Sta-
tionen von Kommunen mit mehr als 50 000 Einwohnern, sieben Stationen von
Kommunen mit weniger als 50 000 Einwohnern ausgeschrieben. Als Zeitaufwand
werden 120 Stunden pro Kommune und Jahr angesetzt.

Für die Berechnungen der Lohnkosten wird ein mittlerer Stundensatz mit den An-
teilen 75 Prozent gehobener Dienst und 25 Prozent höherer Dienst angenommen
(Leitfaden EA: [42,30 * 0,75] + [60,50 * 0,25] = 46,85 Euro/Stunde). Analog zu
4.1.2 wird der Aufwand des Gemeinderates unter den Sachkosten ausgewiesen
und von einer Aufwandsentschädigung von zwölf Euro pro Stunde und Person
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ausgegangen. In Gemeinden größer 50 000 Einwohner beträgt die durchschnitt -
liche Größe des Gemeinderates unter Berücksichtigung einer Anwesenheitsquote
von 95 Prozent 40 Mitglieder, in Gemeinden kleiner 50 000 Einwohner sind es
durchschnittlich 16 Mitglieder. Pro Station und Gemeinderatsmitglied wird von
einem Zeitaufwand von einer Stunde für Beratungen und Beschlussfassung aus-
gegangen. Entsprechend ergeben sich für Gemeinden mit mehr als 50 000 Ein-
wohnern Sachkosten pro Sta tion in Höhe von 480 Euro (40 * 12 = 480). Für Ge-
meinden kleiner 50 000 Einwohner ergeben sich Sachkosten pro Station in Höhe
von 192 Euro (16 * 12 = 192).

Damit ergibt sich im Rahmen der Satzungsbefugnis für Kommunen ein Erfül-
lungsaufwand von (49 * 120 * 46,85 Euro = 275 478 Euro, davon 98 Prozent
[vgl. 2.2.1] = 269 968 Euro [Bestimmung von Sondernutzungsflächen Verwal -
tungs kos ten]) + (42 * 480 Euro = 20 160 Euro [Gemeinderatssitzungen in Kom-
munen größer 50 000 Einwohner] davon 98 Prozent = 19 757) + (7 * 192 Euro = 
1 344 Euro [Gemeinderatssitzungen in Kommunen kleiner 50 000 Einwohner] da-
von 98 Prozent = 1 317 Euro), also insgesamt 291 042 Euro.

4.2.2 Auswahlverfahren und Bekanntmachung 

Im Zusammenhang mit dem Auswahlverfahren und der Bekanntmachung entsteht
den Kommunen ein Erfüllungsaufwand von 79 246 Euro.

Es wird angenommen, dass jährlich 49 neue Stationen für Carsharing in Baden-
Württemberg neu eingerichtet werden (vgl. 2.2.1). Die Anzahl von Auswahlver-
fahren wird niedriger sein, da pro Auswahlverfahren auch mehrere Stationen ver-
geben werden können. Es wird angenommen, dass 42 der Stationen in 14 Verfah-
ren à drei Stationen vergeben werden. Die übrigen sieben Stationen werden ein-
zeln in sieben Auswahlverfahren vergeben. Für das Vergabeverfahren ist jeweils
ein Mitarbeiter zuständig. Die Fallzahl für die Auswahlverfahren inklusive Veröf-
fentlichung beträgt somit 21 (14 + 7 = 21). Für die Veröffentlichung beziehungs-
weise Bekanntmachung des Verfahrens werden drei Stunden angesetzt. Nach
Schätzung fallen pro Verfahren (inklusive Auswahl von geeigneten Flächen, Ver-
tragsabschluss und Vertragsüberwachung) insgesamt 80 Stunden an.

Die Veröffentlichung beziehungsweise Bekanntmachung der Vergabe ist über -
wiegend Aufgabe von Personen im mittleren Dienst. Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des gehobenen Dienstes sind in geringerem Umfang beteiligt (Leitfaden EA:
[0,75 * 31,50 Euro] + [0,25 * 42,30 Euro] = 34,20 Euro). 

Für die Berechnungen der Kosten des Auswahlverfahrens wird ein mittlerer Stun-
densatz mit den Anteilen 75 Prozent gehobener Dienst und 25 Prozent höherer
Dienst angenommen (Leitfaden EA: [42,30 Euro * 0,75] + [60,50 Euro * 0,25] =
46,85 Euro/Stunde).

Damit entsteht den Kommunen durch das Auswahlverfahren und die Veröffent -
lichung ein Erfüllungsaufwand in Höhe von (21 * 3 * 34,20 Euro = 2 154,60 Euro
[Veröffentlichung Auswahlverfahren] davon 98 Prozent [vgl. 2.2.1] = 2 111,51
Euro) + (21 * 80 * 46,85 Euro = 78 708 [Durchführung Auswahlverfahren] davon
98 Prozent = 77 134 Euro) ≈ 79 246 Euro.

In den Berechnungen nicht berücksichtigt wird die Möglichkeit der Kommunen,
Sondernutzungsgebühren zu erheben. 

4.2.3 Aufstellen von Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen

Durch die Regelung über das Aufstellen von Verkehrszeichen und Verkehrseinrich-
tungen entsteht den Kommunen ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 335 712 Eu-
ro.

Für die Fallzahl wird auf die Darstellungen unter 3.2 verwiesen. Für die Beschil-
derung (Auf- und Abbau) entsteht ein Zeitaufwand von circa zwei Stunden à zwei



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 5279

16

Mitarbeiter pro Veranstaltung. Insgesamt ergibt sich somit ein Zeitaufwand von
vier Stunden pro Veranstaltung (2 Mitarbeiter * 2 Stunden = 4 Stunden/Fall). Die
Beschilderung ist überwiegend Aufgabe von Personen im einfachen Dienst der
Kommunen (Leitfaden EA: 26,00 Euro).

Damit entsteht den Kommunen ein Erfüllungsaufwand von 3 228 * 4 * 26,00 Eu-
ro = 335 712 Euro.

VI. Wesentliches Ergebnis des Nachhaltigkeitschecks 

Der Nachhaltigkeitscheck wurde durchgeführt. Die neu zu schaffenden Regelun-
gen können vor allem positive Auswirkungen auf den Klimawandel, den Ressour-
cenverbrauch, die Leistungsfähigkeit der Verwaltung, das Wohl und die Zufrie-
denheit der Bevölkerung sowie auf den demographischen Wandel haben. Nega -
tive Auswirkungen auf andere im Rahmen des Nachhaltigkeitschecks zu unter -
suchenden Themenbereiche sind nicht zu erwarten. Insbesondere sind weder eine
weitere Verschuldung der öffentlichen Haushalte noch negative Auswirkungen
auf die Leistungsfähigkeit der Verwaltung zu erwarten. Durch die im Gesetzes-
entwurf vorgesehenen Regelungen sind demnach durchweg positive Auswirkun-
gen auf die im Nachhaltigkeitscheck untersuchten Themenschwerpunkte zu er-
warten. Das Gesetzgebungsverfahren ist daher auch unter dem Gesichtspunkt der
Nachhaltigkeit weiterzuverfolgen.

VII. Kosten für Private

Keine.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1

Nummer 1

Radschnellverbindungen sind Radschnellwege und weitere geeignete Führungs-
formen des Radverkehrs, die auf Grund baulicher Anforderungen für den schnel-
len, möglichst störungsfreien Radverkehr (möglichst bevorrechtigte oder kreu-
zungsfreie Führung) bestimmt sind und eine für große Radverkehrsmengen aus-
gelegte Breite aufweisen. Entsprechend den Qualitätsstandards des Landes für
Radschnellverbindungen beträgt die Breite von Radschnellwegen in der Regel
vier Meter. Mit Radschnellverbindungen wird in erster Linie die Durchschnitts -
geschwindigkeit des Radverkehrs erhöht, das bedeutet, der Zeitverlust beispiels-
weise an Kreuzungen wird verringert und es wird eine möglichst große Verkehrs-
verlagerung zu Gunsten des Radverkehrs erzielt. Radschnellverbindungen sollen
in der Regel eine Gesamtstrecke von mindestens fünf Kilometer umfassen, eine
interkommunale Verbindung schaffen und nicht überwiegend touristischen Ver-
kehren dienen, sondern eine eigene Verkehrsbedeutung – insbesondere für Be-
rufs- und Pendlerverkehre – haben. Sie sollen ein zusammenhängendes Netz mit
vorhandenen Radwegen oder mit neu zu schaffenden Radwegen oder Radschnell-
verbindungen bilden. Für eine Definition als Radschnellverbindung sind die Ver-
kehrsbelastung sowie die übergeordnete Verkehrsbedeutung eines Radweges al-
lein nicht ausreichend. 

Die Grundlage für die Zuordnung der einzelnen Radschnellverbindungen zu den
jeweiligen Straßenklassen basieren auf netzkonzeptionellen Überlegungen. So ist
ein Entscheidungskriterium für die Einstufung als Radschnellverbindung des
Kreises die gemeindeübergreifende Verbindungsfunktion im Netz. Davon kann
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ausgegangen werden, wenn der Quell- und Zielverkehr die Gemeindegrenze über-
schreitet und eine Verkehrsbelastung von in der Regel mindestens 2 000 Fahrrad-
fahrten pro Tag gegeben ist. 

Für eine Einstufung als Radschnellverbindung des Landes muss diese eine regio-
nale oder überregionale Verbindungsfunktion im Netz innehaben. Zudem soll ei-
ne Verkehrsbelastung von in der Regel mindestens 2 500 Fahrradfahrten pro Tag
für die Radschnellverbindung bestehen. 

Bei Planungsverfahren ist die Prognosebelastung für die geplante Radschnellver-
bindung zu Grunde zu legen.

Bei der Einschätzung, in welche Kategorie im Einzelfall eine Radschnellverbin-
dung einzustufen ist, kann die Richtlinie für die integrierte Netzbetrachtung (RIN)
herangezogen werden. Nummer 5.4 „Netz für den Radverkehr“ sowie der dort
aufgeführten Tabelle 15: „Kategorien von Verkehrswegen für den Radverkehr
und angestrebte Fahrgeschwindigkeiten für den Alltagsradverkehr“ lassen sich
die für die Einordnung relevanten einzelnen Kategorien (überregionale/regio -
nale/nahräumige Radverkehrsverbindung) entnehmen.

Das Land beabsichtigt zudem, einen Bedarfsplan für die Landesradschnellverbin-
dungen zu erstellen.

Nummer 2

§ 16 a regelt die Voraussetzungen, unter welchen einem oder mehreren Carsharing -
anbietern das alleinige Nutzungsrecht an einer Fläche im Rahmen einer Sonder-
nutzungserlaubnis für Carsharing an Ortsdurchfahrten von Landes- und Kreis-
straßen sowie an Gemeindestraßen erteilt werden kann. Dafür können eine oder
mehrere Parkflächen für die alleinige Nutzung durch Carsharingfahrzeuge ausge-
wiesen werden. Das Sondernutzungsrecht an der Fläche kann entweder einem
oder mehreren Carsharinganbietern erteilt werden.

Nicht erfasst vom Regelungsumfang der Norm sind Fälle, in denen Flächen ohne
explizite Zuordnung zu einem oder mehreren konkreten Carsharinganbietern ge-
nerell für die alleinige Nutzung durch Carsharingfahrzeuge ausgewiesen werden.
Hierfür bedarf es auch weiterhin keiner Sondernutzungserlaubnis, die Auswei-
sung hat im Wege der Beschilderung auf Grundlage des Straßenverkehrsrechts zu
erfolgen.

Der Begriff des Carsharinganbieters ist weit auszulegen. Es können sowohl Un-
ternehmen öffentlichen als auch privaten Rechts sowie Vereine Carsharinganbie-
ter im Sinne des Gesetzes sein.

Die Regelung soll sicherstellen, dass ein diskriminierungsfreies und transparentes
Auswahlverfahren durchgeführt wird. Für die betroffenen Carsharinganbieter
muss klar erkennbar sein, welche Kriterien ein Unternehmen zu erfüllen hat, um
eine Erlaubnis zu erhalten und unter welchen Voraussetzungen die Sondernut-
zungserlaubnis erteilt wird. Die Befugnis, Auflagen zu erteilen, um Umweltbelas -
tungen zu vermeiden oder gering zu halten, soll es den Kommunen ermöglichen,
zum Beispiel das Einsetzen von Fahrzeugen mit elektrischem Antrieb vorzu-
schreiben.

Um die Nutzung der Stellflächen durch Unbefugte zu verhindern, kann die Er-
richtung von baulichen Anlagen erforderlich sein. Dies soll durch diese Vorschrift
ermöglicht werden.

Die Satzungsbefugnis ermöglicht es den betroffenen Kommunen, sowohl den
Rahmen für Sondernutzungen im Zusammenhang mit Carsharing zu setzen als
auch das Verfahren einheitlich für ihr Gemeindegebiet festzulegen.
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Nummer 3

Auch für Radschnellverbindungen gelten künftig Anbaubeschränkungen, insbe-
sondere um den schnellen und störungsfreien Verkehr sicherzustellen. Die Ab-
standsvorgaben sind gegenüber denen für Straßen für Kraftfahrzeuge deutlich ge-
ringer. 

Zudem enthält die Nummer 3 eine redaktionelle Anpassung des Gesetzestextes,
die auf Grund der Änderung der Landesbauordnung erforderlich geworden ist.

Nummer 4 und Nummer 5

Redaktionelle Anpassung des Gesetzestextes, die auf Grund der Änderung der je-
weiligen Normen erforderlich geworden sind.

Nummer 6

Redaktionelle Anpassung des Gesetzestextes, die auf Grund der Aufhebung des
Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung und den Erlass des Um-
weltverwaltungsgesetzes erforderlich geworden ist.

Nummer 7

Die Regelung über die Zuständigkeit der unteren Verwaltungsbehörden für Unter-
haltung von Vermeidungs-, Minimierungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
nach dem Landes- und dem Bundesnaturschutzgesetz hat lediglich klarstellende
Funktion. In seiner Beratenden Äußerung vom 15. Juni 2015 hat der Landesrech-
nungshof die Durchführung der Pflege von Kompensationsmaßnahmen bemän-
gelt. Als Grund für die aus Sicht des Landesrechnungshofes teilweise mangelhaft
durchgeführte Pflege wurden unter anderem auch Zuständigkeitsfragen ausge-
macht. Aus diesem Grund wird die Regelung aus Klarstellungsgründen aufge-
nommen, obwohl die unteren Verwaltungsbehörden für die Pflege auch von
straßenfernen Kompensationsmaßnahmen bereits bislang schon zuständig sind.

Auch die Regelung des Absatz 2 Nummer 1 a weist keine neuen Aufgaben zu. Sie
ermöglicht lediglich, den Gemeinden mit deren Einvernehmen die Zuständigkeit
des Straßenbaulastträgers zur Beschaffung, Anbringung, Unterhaltung und Ent-
fernung von Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen bei Veranstaltungen
nach § 29 Absatz 2 StVO erneut zu übertragen. Damit wird eine Regelung ge-
schaffen, die bis zum Streichen des § 45 Absatz 5 Satz 3 StVO zum 1. April 2013
Bestand hatte. Das bedeutet, dass Gemeinden zukünftig wieder dafür zuständig
sein können, für Veranstaltungen auf ihrem Gemeindegebiet die Aufgaben aus 
§ 45 Absatz 3 Satz 1 der StVO zu übernehmen. 

Nummer 8

Redaktionelle Anpassung des Gesetzestextes, die auf Grund der Änderung des
Telekommunikationsgesetzes erforderlich geworden ist.
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NORMENKONTROLLRAT BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
  18.Oktober 2018 

Seite 1 von 2 
 

 
   Stellungnahme des Normenkontrollrats Baden-Württemberg 

gemäß Nr. 6.1 VwV NKR BW 
 

 
Gesetzes zur Änderung des Straßengesetzes für Baden-
Württemberg  
NKR-Nummer 24/2018, Ministerium für Verkehr 
 
 
Der Normenkontrollrat Baden-Württemberg hat den Entwurf des oben genannten Regelungs-
vorhabens geprüft. 
 
I.  Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger  
 Keine Auswirkungen 

 
Wirtschaft  

Jährlicher Erfüllungsaufwand 
Einmaliger Erfüllungsaufwand 

11.999 € 
28.283 € 

 
Verwaltung (Land/Kommunen)  

Jährlicher Erfüllungsaufwand 
Einmaliger Erfüllungsaufwand 

-6.742 € 
195.701 € 

 
II. Im Einzelnen 
Das Gesetz nimmt den Begriff der Radschnellverbindungen auf und stuft diese als Landes-, 
Kreis- oder Gemeindestraße ein. Das Gesetz regelt ferner die Erteilung von Sondernutzungs-
erlaubnissen für Carsharinganbieter an Ortsdurchfahrten von Landes- und Kreisstraßen so-
wie an Gemeindestraßen und räumt den Kommunen die Möglichkeit ein, in einer Satzung Art 
und Umfang der Sondernutzung durch Carsharing zu regeln.  
 
Zudem ermöglicht das Gesetz, die Zuständigkeit zur Aufstellung von Verkehrszeichen und 
Verkehrseinrichtungen auf Gemeinden zu übertragen, wenn Veranstaltungen durchgeführt 
werden sollen, bei denen Straßen mehr als verkehrsüblich in Anspruch genommen werden.  
 
 
II.1. Erfüllungsaufwand 
Das zuständige Ressort stellt den Erfüllungsaufwand wie folgt dar: 
 
 
II.1.1. Bürgerinnen und Bürger 
Bei Bürgerinnen und Bürgern fällt kein Erfüllungsaufwand an.  
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II.1.2. Wirtschaft 
Bei der Wirtschaft fällt ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Teilnahme an Auswahlver-
fahren in Form von Personal- und Sachkosten in Höhe von 11.999 € an. Zudem fällt ein ein-
maliger Erfüllungsaufwand für die Prozessumstellung und die Schulung von Beschäftigten 
in Höhe von 28.283 € an. 
 
 
II.1.3. Verwaltung (Land/Kommunen) 
Der jährliche Erfüllungsaufwand für das Land verringert sich, da bei Veranstaltungen nach 
§ 29 Abs.2 StVO, d.h. bei Veranstaltungen, für die Straßen mehr als verkehrsüblich in An-
spruch genommen werden, die Zuständigkeit für die Beschilderung von den Landkreisen auf 
die Kommunen übertragen wird. Die jährliche Entlastung für das Land beträgt 712.742 €. 
 
Für die Kommunen hingegen entsteht durch die Übernahme der Aufgaben ein jährlicher 
Erfüllungsaufwand in Form von Personalkosten in Höhe von insgesamt 684.926 €. Dieser 
setzt sich im Einzelnen zusammen aus 269.968 € für die verwaltungsinterne Bestimmung der 
Sondernutzungsflächen für das Carsharing, 2.112 € für die Bekanntmachung der Vergabe, 
77.134 € für die Auswahlverfahren und 335.712 € für die Beschilderung bei Veranstaltungen, 
für die Straßen mehr als verkehrsüblich in Anspruch genommen werden. Für die Kommunen 
entsteht zudem ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Form von Sachkosten in Höhe von 
insgesamt 21.074 €. Dieser setzt sich zusammen aus den Aufwandsentschädigungen der 
Gemeinderäte für die Sitzungen des Gemeinderats zu den einzelnen Carsharingstationen. In 
Kommunen mit über 50.000 Einwohnern fallen Kosten in Höhe von 19.757 € und in Kommu-
nen mit unter 50.000 Einwohnern fallen Kosten in Höhe von 1.317 € an.  
 
Für die Kommunen entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Form von Personalkos-
ten in Höhe von 189.461 €. Dieser setzt sich zusammen aus 140.550 € für die Prozessum-
stellung zum Aufstellen der Beschilderung, 42.165 € für Schulungen zur Durchführung des 
Auswahlverfahrens für das Carsharing und 6.746 € für die verwaltungsinterne Vorbereitung 
der Satzung über das Carsharing. Für die Kommunen entsteht ein einmaliger Erfüllungs-
aufwand in Form von Sachkosten durch die Sitzungen der Gemeinderäte, in der die Sat-
zung zum Carsharing beschlossen wird in Höhe von 6.240 €.  
 
 
II.2. Nachhaltigkeitscheck 
Das Vorhaben kann positive Auswirkungen auf den Klimawandel, den Ressourcenverbrauch, 
die Leistungsfähigkeit der Verwaltung, das Wohl und die Zufriedenheit der Bevölkerung sowie 
auf den demographischen Wandel haben. 
 
 
III. Votum 
Das Ressort hat die Auswirkungen des Regelungsvorhabens ausführlich und nachvoll-
ziehbar dargestellt.          
   

  
      
Dr. Gisela Meister-Scheufelen  Claus Munkwitz 
Vorsitzende                                                  Berichterstatter 
Verzeichnis der Abkürzungen 

VwV NKR BW  Verwaltungsvorschrift für den Normenkontrollrat Baden-Württemberg 
StVO Straßenverkehrsordnung 
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c/o Regionalverband Mittlerer Oberrhein 
Baumeisterstr. 2  76137 Karlsruhe 
 

 
 
Vorsitzender: Geschäftsführer: Geschäftsstelle: 
Thomas S. Bopp Prof. Dr. Gerd Hager, Verbandsdirektor Verband Region Stuttgart 
Verband Region Stuttgart Regionalverband Mittlerer Oberrhein Kronenstr. 25 
Kronenstr. 25 Baumeisterstr. 2 70174 Stuttgart 
70174 Stuttgart 76137 Karlsruhe 
 Tel. 0721 35502 20   ●   Fax 0721 35502 22   ●   E-Mail: rvmo@region-karlsruhe.de 

Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg 
Postfach 103452 
70029 Stuttgart 
 
 
 
 
13.09.2018   
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßengesetzes 
hier: Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände in Baden-Würt-
temberg 
AZ: 2-3010.12 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir bedanken uns für die Beteiligung an der Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Straßengesetzes Baden-Württemberg. Die Arbeitsgemeinschaft gibt dazu 
folgende Stellungnahme ab: 
 
1. Wir begrüßen die Absicht des Landes, einen Bedarfsplan für die Landesradschnellver-
bindungen zu erstellen. Zudem unterstützt die Arbeitsgemeinschaft das mit der Gesetzes-
änderung verfolgte Ziel, eine nachhaltige und zukunftsweisende Mobilität in Baden-Würt-
temberg zu fördern. 
 
Mit der Änderung des Landesstraßengesetzes soll die Möglichkeit zur Baulastträgerschaft 
des Landes für bestimmte Radschnellverbindungen entstehen. Die Initiative wird seitens 
der Arbeitsgemeinschaft ausdrücklich begrüßt, weil sie die gesetzliche Voraussetzung da-
für schafft, dass das Land Radschnellverbindungen selbst plant und baut. Mit dieser Vor-
gehensweise wird der herausgehobenen Verkehrsbedeutung von Radschnellverbindun-
gen Rechnung getragen. 
 
2. Allerdings sollte die Trägerschaft in § 3 Abs. 1 StrG BW für die zukunftsweisende Infra-
struktur entsprechend der Verkehrsbedeutung von Radschnellverbindungen bereits ab der 
Mindestgrenze von 2000 Fahrradfahrten pro Tag beim Land Baden-Württemberg liegen. 
Vorbild könnte hier die Regelung in § 3 Abs. 1 Nr. 1 StrWG NRW sein. Die Baulastträger-
schaft für Radschnellwege sollte prinzipiell beim Land liegen, da Radschnellwege in der 
Regel mehrere Landkreise tangieren und mit hohen Kosten pro Kilometer verbunden sind. 
Somit steht im Raum, dass bei fehlender Übernahme der Kosten für Bau und Unterhalt 
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Arbeitsgemeinschaft der Regionalverbände in Baden-Württemberg 

 
 

 

durch das Land Radschnellwegeverbindungen auf längeren Abschnitten nicht realisiert 
werden. 
 
3. Darüber hinaus wurde von mehreren Regionalverbänden in eher dünn besiedelten Räu-
men angemerkt, dass die Festlegung von Schwellenwerten für Radschnellverbindungen 
in ihrer Region generell deren Realisierung unmöglich machen könnte. Einige Regionen 
haben bei der vorgesehenen Auswahlsystematik keine Chance, Radschnellverbindungen 
als eine zukunftsfähige nachhaltige Mobilitätsform umzusetzen. Vor diesem Hintergrund 
sollten neben quantitativen auch qualitative Aspekte (z. B. regionalplanerische Kriterien) 
in die Beurteilung einer Baulastübernahme durch das Land mit einfließen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Prof. Dr. Gerd Hager, Verbandsdirektor 
Sprecher der AG der Regionalverbände 
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Member of the  
  

 
Stellungnahme zum Entwurf des Straßengesetzes 

 

Sehr geehrter Herr Minister Hermann,  
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit, zum Entwurf des Gesetzes zur 
Änderung des Straßengesetzes Stellung nehmen zu können.  
 
Der ADFC Karlsruhe ist eine weitgehend ehrenamtlich arbeitende 
Gliederung des ADFC Baden-Württemberg mit über 1500 Mitgliedern. Wir 
haben uns gerne mit dem Gesetzentwurf auseinandergesetzt, da wir uns 
vor Ort stark in die Beteiligungsmöglichkeiten der Machbarkeitsstudien für 
Radschnellverbindungen des Regionalverbandes Mittler Oberrhein 
einbringen.  
Auf großes Unverständnis stößt bei uns die Terminierung der Anhörung - 
auch im Beteiligungsportal - in den Sommerferien, die eine Abstimmung 
der ehrenamtlich Engagierten stark erschwert und würden uns freuen, 
wenn Sie in Zukunft Anhörungszeiten nicht in die langen Sommerferien 
legen.  
 
Wir begrüßen es, dass das Land Baden-Württemberg im Straßengesetz 
Radschnellverbindungen verankern wird. Diese werden für den 
Alltagsverkehr für bei einer hohen Pendler- und Pendlerinnenquote das 
richtige Angebot zum Radfahren sein und das RadNETZ Baden-
Württemberg ergänzen.  
 
Deswegen ist es wichtig, sie qualitativ und quantitativ ausreichend 
festzulegen. Dies sehen wir im Gesetzentwurf nur teilweise verwirklicht.  
 

 

1 von 2 Seiten 

 

Allgemeiner Deutscher 
Fahrrad-Club 
Kreisverband 
Karlsruhe 
 
Kronenstraße 9 
76133 Karlsruhe 
 
Tel. 0721/38 48 9421 
Fax 0721/38 48 9420 
karlsruhe@adfc-bw.de 

www.adfc-bw.de/karlsruhe 
 
Christian Büttner 
Kreisgeschäftsführer  
christian.buettner@adfc-bw.de 
0170-4764296 

Karlsruhe, 14.9.2018 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 
 
 

Bankverbindung / Spendenkonto 
Sparkasse Karlsruhe 
 
IBAN: DE59 6605 0101 0022 2290 82 
SWIFT/BIC: KARSDE66XXX 
 

 
 

Der ADFC KV Karlsruhe ist als 
gemeinützig anerkannt.  

 

Vereinsregister 
Amtsgericht Stuttgart 
VR 4963 

Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg  
Herrn Minister  
Winfried Hermann  
Hauptstätter Straße 67  
70178 Stuttgart 

 

ADFC KV Karlsruhe | Kronenstraße 9 | 76133 Karlsruhe 
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1. Radschnellverbindungen in Trägerschaft des Landes Baden-Württemberg 
 
Die Unterscheidung der Radschnellverbindungen in drei Kategorien nach 
gemeindeübergreifender, regionaler und überregionaler Bedeutung finden wir nicht 
sinnvoll. Wir sind der Meinung, dass das Land Baden-Württemberg der Träger von 
Radschnellverbindungen sein soll und die Qualitätsstandards bei Planung, Bau und 
Unterhalt so am besten gewährleistet werden. Das Land Baden-Württemberg sollte hier 
dem Land Nordrhein-Westfalen folgen und im Grundsatz die Trägerschaft für 
Radschnellverbindungen übernehmen.  
 
Wir halten es aber für zweckmäßig, eine Öffnungsklausel einzufügen. Auf der Basis 
dieser sollen interkommunale oder kommunale Radschnellverbindungen möglich 
werden. Dies scheint uns sinnvoll, wenn z.B. große Kommunen oder zwei Kommunen 
Gewerbegebiete oder Dienstleistungszentren mit entsprechendem Potenzial durch eine 
Radschnellverbindung verknüpfen wollen.  
 

2. Eindeutige Voraussetzungen festlegen 
 
Wir sind verwundert, dass es nun zwei Mindestpotenziale an Radfahrenden geben soll: 
2000 und 2500 Radfahrenden. Eine Erhöhung des Mindestpotenzial lehnen wir ab und 
fordern, dass für Radschnellverbindungen ein einheitliches Potenzial von 2000 
Radfahrenden gelten soll.  
 

3. Mögliche Unterscheidung der Radschnellverbindungen 
 
Sollte es bei der Unterscheidung von Radschnellverbindungen nach 
gemeindeübergreifender, regionaler und überregionaler Bedeutung bleiben, halten wir es 
für unabdingbar, dass es klare Unterscheidungskriterien im Gesetz verankert werden. 
Diese gibt es bisher nicht und dies stellt ein Mangel an die geforderte Klarheit von 
Gesetzen dar.  

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 

 
Christian Büttner 
Kreisgeschäftsführer 
 
Kreisverband Karlsruhe 
Kronenstraße 9 
76133 Karlsruhe 
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Bundesverband CarSharing e.V. (bcs)  
Schönhauser Allee 141B 
10437 Berlin 
 
Vereinsregisternummer VR 31024 B  
beim Amtsgericht Charlottenburg 

www.carsharing.de  
info@carsharing.de  
Tel. 030-92 12 33 53 
Fax 030-22 32 07 04 
 
USt-ID DE197701058 

Vorstand  
Bettina Dannheim 
Hinrich Kählert 
Bernd Kremer 
Nikolaus Wachholtz 

Geschäftsführer  
Gunnar Nehrke 
 
Sparda-Bank Hannover eG  
Kontonummer 925063  
BLZ 25090500  
IBAN: DE78 2509 0500 0000 9250 63 
BIC: GENODEF1S09 

 

 
bcs  •  Schönhauser Allee 141B  •  10437 Berlin  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Straßengesetzes Baden-Württemberg; Az.: 2-3010.12 
Stellungnahme des Bundesverbandes CarSharing e. V. 
 
 

Berlin, 12. September 2018 
 
 

Sehr geehrter Herr Ministerialrat Hipp, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Datum vom 31.07.2018 haben Sie uns den Entwurf des Gesetzes zur Änderung des 
Straßengesetzes Baden-Württemberg zugeschickt und unseren Verband um Stellungnahme 
gebeten. Wir bedanken uns für die Beteiligung im Rahmen einer schriftlichen Anhörung und 
nehmen hiermit gerne zum Gesetzentwurf Stellung. Wir beschränken uns bei unseren 
inhaltlichen Anmerkungen auf die im neuen § 16a geregelte „Sondernutzung durch 
Carsharing“. 

Wir möchten vorweg den vorliegenden Gesetzentwurf im § 16a Sondernutzung durch 
Carsharing ausdrücklich unterstützen und halten ihn im Wesentlichen für sehr zielführend. 
Insbesondere freut uns, dass Sie sich als Landesgesetzgeber auf die wesentlichen 
Regelungen beschränken und ansonsten den Kommunen weitgehende Freiheiten bei der 
Gestaltung der Sondernutzung lassen. 

Insbesondere sichern wir Ihnen ausdrücklich unsere Unterstützung bei der Zielstellung des 
vorliegenden Gesetzentwurfes zu, wie im Vorblatt erläutert. 

 
Ministerium für Verkehr 
Baden-Württemberg 
Postfach 10 34 52 
70029 Stuttgart 
 
Vorab per Email: Julika.Santen@vm.bwl.de 

Es schreibt Ihnen:  
Willi Loose  
Schönhauser Allee 141B 
10437 Berlin  
Tel.: 030 – 92 12 33 54 
mobil 0178 – 189 47 12  
willi.loose@carsharing.de  
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Die im Folgenden gemachten wenigen Ausführungen sollen diese Zielsetzung unterstützen 
und ergänzen. 

§ 16 (1): Begünstigte der Sondernutzung 

Aus der Überschrift des neuen § 16a geht hervor, dass es sich beim Regelungstatbestand 
um eine Sondernutzung im öffentlichen Straßenraum handelt. Diese berechtigt nach 
unserem Verständnis bei der Nutzung einer bestimmten Fläche immer nur einen bestimmten 
Nutznießer – in unserem Falle einen bestimmten CarSharing-Anbieter – im Gegensatz zur 
übrigen Öffentlichkeit. 

Dennoch ist die Formulierung im Absatz (1) missverständlich, da sie sich nicht von der 
Regelung reservierter allgemeiner CarSharing-Stellplätze abgrenzt, die ebenfalls 
ausschließlich für das CarSharing bestimmt sind. Diese reservierten allgemeinen 
CarSharing-Stellplätze werden unmittelbar durch das Carsharinggesetz (CsgG) des Bundes 
geregelt und stehen allen CarSharing-Fahrzeugen offen, die bestimmte Voraussetzungen 
nach § 2 Nummer 1 CsgG erfüllen. Im vorliegenden Gesetzentwurf werden jedoch nur 
Flächen geregelt, die einem bestimmten Anbieter ausschließlich für seine Fahrzeuge im 
Rahmen der Sondernutzung zur Verfügung gestellt werden. Damit ist einbezogen, dass eine 
zusammenhängende Fläche aus mehreren Stellplätzen auch unter mehreren Anbietern 
aufgeteilt werden kann. 

Dieser Sachverhalt geht zwar eindeutig aus dem ersten Absatz der Begründung Besonderer 
Teil zur Nummer 2 hervor, jedoch nicht in dieser Eindeutigkeit aus dem Gesetzestext selbst. 

Zu Klarstellung dieses Sachverhaltes und zur Unterscheidung der Regelung allgemeiner 
reservierter CarSharing-Stellplätze nach CsgG schlagen wir etwa folgende Formulierung vor: 

"Die Nutzung einer Straßenfläche durch einen oder mehrere 
Carsharinganbieter gilt als Sondernutzung, wenn die Fläche räumlich 
bestimmt einem oder mehreren Carsharinganbietern zum Abstellen 
ausschließlich ihrer Kraftfahrzeuge dient. Eine solche Sondernutzung kann 
nach Maßgabe der folgenden Absätze von der zuständigen Behörde 
genehmigt werden." 

§ 16 (2): Definition Carsharinganbieter 

§ 16a (2) übernimmt im Wesentlichen die ersten beiden Definitionen aus dem § 2 CsgG. 
Allerdings hat sich unter (2) 1. ein kleiner Rechtschreibfehler eingeschlichen. So müsste es 
heißen: „ … einem die Energiekosten mit einschließenden Zeit- oder Kilometertarif …“ 

Wir begrüßen die einzige Abweichung gegenüber dem Wortlaut des § 2 CsgG, indem 
anstelle von Unternehmen richtigerweise von „einer Rechtsperson unabhängig von ihrer 
Rechtsform“ gesprochen wird. Damit – und in der Begründung Besonderer Teil Zu Artikel 1 
Nummer 2 wird dies noch einmal ausdrücklich formuliert – werden auch ehrenamtlich 
organisierte CarSharing-Vereine ausdrücklich in den Geltungsbereich der Regelung 
einbezogen. Dies spiegelt die Realität der CarSharing-Landschaft in Deutschland und in 
Baden-Württemberg wieder, in der eine nicht unbedeutende Anzahl von CarSharing-
Angeboten durch solche ehrenamtlichen CarSharing-Vereine getragen wird. Auch diese 
sollten von der CarSharing-Förderung durch reservierte Stellplätze profitieren können. 
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§ 16 (2): Zuschnitt stationsbasierte Carsharinganbieter 

Wie beschrieben haben Sie die Definition des ersten Teils aus dem § 2 CsgG übernommen. 
Es ist allerdings nicht genau nachzuvollziehen, warum sie den zweiten Teil nicht auch 
übernehmen?  

Tatsächlich behandelt Ihr Gesetzentwurf im § 16a ausschließlich das stationsbasierte 
CarSharing, das für seine Funktionsfähigkeit die Zuordnung der Stellplätze zu den 
Fahrzeugen eines bestimmten Anbieters benötigt. Nur dadurch kann der Anbieter die 
Bereitstellung eines reservierten CarSharing-Fahrzeuges an einer bestimmten CarSharing-
Station garantieren. Wir wissen aus verschiedenen Kundenbefragungen, dass diese 
Reservierungsmöglichkeit und die Zuverlässigkeit des Angebotes zum gewünschten 
Zeitpunkt am gewünschten Ort eine höhere Kundenzufriedenheit in diesem Punkt als bei den 
Nutzern des free-floating CarSharing bedingt. 

Aus diesem Grund schlagen wir entweder vor, sich bei der Definition des 
Carsharinganbieters im (2) Punkt 2. nur auf das stationsbasierte CarSharing zu 
beschränken, da nur dieses durch die Sondernutzung im § 16a geregelt wird. Alternativ, 
wenn dieses nicht gewünscht wird, könnte ein Zusatz in (2) angehängt werden, der in etwa 
lauten könnte: 

„Von der Sondernutzung sind ausschließlich stationsbasierte Carsharing-
Fahrzeuge betroffen. Stationsunabhängige Carsharinganbieter können 
davon betroffen sein, wenn sie neben dem stationsunabhängigen 
Geschäftszweig auch ein stationsbasiertes Angebot betreiben.“ 

Tätigwerden auf Antrag oder Anregung eines CarSharing-Anbieters 

Wir würden es begrüßen, wenn im § 16a die Initiative für die Ausweisung von 
stationsbasierten CarSharing-Stellplätzen auch vom CarSharing-Anbieter ausgehen könnte, 
zumindest nicht ausgeschlossen würde. Bereits vor Ort bestehende CarSharing-Anbieter 
haben in der Regel die beste Kenntnis von den Potenzialen fehlender CarSharing-Stationen. 
Sie können besser als die kommunalen Verwaltungen einschätzen, wo wegen bisher nicht 
anmietbarer Privatflächen CarSharing-Angebote besonders weit von den Nutzerinnen und 
Nutzern platziert sind. Oder wo vorhandene Angebote auf Privatflächen in Hinterhöfen und 
Tiefgaragen so versteckt gelegen sind, dass ein Großteil der Nicht-CarSharing-Nutzenden 
gar keine Kenntnis vom Vorhandensein dieser Angebote hat. 

Aus diesem Grund sollte es ermöglicht werden, dass ein Tätigwerden der Genehmigungs-
behörden auch durch die Antragstellung eines CarSharing-Anbieters ausgelöst werden kann. 

In einem solchen Fall schlagen wir folgende textlichen Ergänzungen vor: 

In § 16a (3): 

„Für die Sondernutzung im Sinne des Absatzes 1 können durch die 
Gemeinden … bestimmt werden. Ein bestimmtes Verfahren ist hierfür nicht 
vorgeschrieben.“ 

Und in § 16a (4):  

„Auf Antrag oder bei erkennbarem Bedarf von Amtswegen hat die 
zuständige Behörde vor Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis ein 
diskriminierungsfreies und transparentes Auswahlverfahren durchzuführen, 
das öffentlich bekannt zu machen ist.“ 
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§ 16a (9): Klarstellung 

Wir schlagen vor, die bisherige Formulierung in (9) wie folgt zu ergänzen: 

„Soweit vorstehend nicht abweichend geregelt, können die Gemeinden das 
Verfahren, die Voraussetzungen für sowie Art und Umfang der 
Sondernutzungsart Carsharing, auch der Inanspruchnahme, Ausweisung 
und Beschilderung der in Anspruch genommenen Flächen durch Satzung 
regeln.“ 

Berücksichtigung von Umweltkriterien 

Ein vom Bundesverband CarSharing e.V. bei der Anwaltskanzlei bbh in Auftrag gegebenes 
Rechtsgutachten hatte auch die Aufgabe, die bestehenden Landesregelungen zur 
Sondernutzung zu sichten. Im Ergebnis verweisen die Gutachter darauf, dass bisherigen 
Landesregelungen und die darauf beruhenden landesspezifischen Rechtsprechungen 
teilweise nur straßenbezogene Kriterien als berücksichtigungsfähig angesehen haben. Mit 
dem Bundes-CsgG wurden auch Umweltgesichtspunkte als mögliche Auswahlkriterien bei 
der Auswahl geeigneter CarSharing-Anbieter bestimmt.  

In diesem Sinne wäre zu überlegen, ob auch das baden-württembergische Landesstraßen-
gesetz zur Klarstellung und zur Erhöhung der Rechtssicherheit Umweltkriterien als auswahl-
relevant für die kommunalen Verfahren bestimmen und den Kommunen anbieten sollte. 

Gerne stehen wir mit weiteren Erläuterungen unserer Stellungnahme zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 Willi Loose 
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